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 Katharina von Schnurbein 
Der tschechische EU-Beitritt: Politischer 
Prozeß wider die öffentliche Meinung? 
„Europa dem Bürger nahe bringen“, ist das gegenwärtige Schlagwort in 
Europa – nicht erst seit dem EU-Gipfel im belgischen Laeken
1 im Dezem-
ber 2001, aber seit diesem besonders. Der unter anderem mit diesem Ziel 
im März 2002 eingesetzte EU-Konvent soll binnen einem Jahr die Lösung 
für die Annäherung von EU und Bürger präsentieren. Jüngste Umfragen 
zeigen, dass in den Mitgliedstaaten durchschnittlich weit weniger als die 
Hälfte aller Bürger der EU vertrauen
2. In den Kandidatenstaaten sieht die 
Situation etwas besser aus, dort vertrauen der EU durchschnittlich immer-
hin 62 Prozent. Tschechien liegt bei diesen Erhebungen jedoch unter dem 
Kandidatenstaatendurchschnitt. Nur etwas über die Hälfte der Tschechen, 
54 Prozent, setzen Ihr Vertrauen in die Europäische Union, beitreten wol-
len ihr gegenwärtig 46%
3. Eine Entfremdung der Politik vom Bürger hat 
sich in der Geschichte wiederholt als unklug erwiesen. Man denke an die 
Wirtschaftskrisen, die sich von Südamerika über Russland nach Asien be-
wegten und nun wieder in Südamerika angekommen sind oder erfreuliche 
Ereignisse wie die Samtene Revolution 1989, die unter anderem dem Mut 
und der Initiative unterdrückter Bürger zu verdanken ist. Auch wenn die 
Situation in Europa weder dem einen noch dem anderen Extrem nahe 
kommt, ist es an der Zeit, Europa (wieder) bürgernäher zu gestalten. Wäh-
rend den Bürgern der Mitgliedstaaten die EU-Politik vermittelt werden 
muss, geht es in den Kandidatenstaaten um die Vermittlung der Für und 
 
1 Schlussfolgerung des Vorsitzes, Europäischer Rat (Laeken), 14. und 15. Dezember 2002, inbesondere 
Annex 1 Zur Zukunft der Europäischen Union. 
2 Eurobarometer März 2002, im Durchschnitt vertrauen  41% EU-Bürger der EU. 
3 Eurobarometer März 2002. Katharina von Schnurbein 
Wider eines EU-Beitritts. Während allerdings in den Mitgliedstaaten nie 
bindend beurteilt werden wird, ob die „Nahebringung“ erfolgreich war, 
wird in vielen Kandidatenländern, so auch Tschechien, mit aller Wahr-
scheinlichkeit in der zweiten Jahreshälfte 2003 in einem Referendum die 
Unterstützung für die EU und die Beitrittswilligkeit der Bürger auf den 
Prüfstand gestellt. 
Auf dem Papier haben sich alle im tschechischen Parlament vertretenen 
Parteien inzwischen dazu durchgerungen, den EU-Beitritt zu unterstützen. 
Die Regierung hat im Jahre 1999 eine Kommunikationsstrategie auf den 
Weg gebracht, die die Bevölkerung über den EU-Beitritt informieren soll. 
Die Abteilung für Kommunikationsstrategie befindet sich allerdings nicht 
im Regierungsamt des Premierministers, sondern in der Europaabteilung 
des Außenministeriums. Dies ist der strukturelle Ausdruck dafür, dass die 
Aufklärung über den EU-Beitritt in Tschechien von gewählten Politikern 
nicht als Priorität betrachtet wird oder gar zur Chefsache gemacht wurde. 
Dennoch beschäftigt sich in allen Ministerien inzwischen mindestens ein 
Beamter mit der Vermittlung EU-relevanter Informationen nach außen. Im 
Rahmen der Kommunikationsstrategie wurde ein kostenloses EU-
Infotelefon eingerichtet. Ein Netz von EU-Informationszentren, „EU-
Ecken“ in Bibliotheken, EU-„Häusern“ in Kreisstädten überspannt das 
Land. Die Delegation der EU-Kommission in Prag hat es sich seit 1999 
ebenfalls zum Ziel gesetzt, über den nahen EU-Beitritt zu informieren. Ne-
ben diesen offiziellen Stellen gibt es zahlreiche Nichtregierungsorganisati-
on und zivilgesellschaftliche Einrichtung, die Informationen zum EU-
Beitritt liefern. Publikationen zur Europäischen Union überschwemmen 
den Markt. In allen gesellschaftlichen Sektoren, ob Arbeitgeberverbänden, 
Gewerkschaften, wissenschaftlichen Einrichtungen, Frauenverbänden oder 
ökologischen Organisationen gibt es Abteilungen, die über die Implikatio-
nen des EU-Beitritts informieren. Und die meisten Informationsquellen un-
terhalten zusätzlich Internetsites, mit Verweisen auf relevante Stellen in 
Brüssel, Strassburg und Luxemburg. Wer Information sucht, findet sie.  
Und dennoch fühlen sich weit über die Hälfte aller Tschechen unzurei-
chend über den Prozess zum EU-Beitritt informiert. Nur drei Prozent gaben 
4   Der tschechische EU-Beitritt – politischer Prozeß wider die öffentliche Meinung? 
bei einer Umfrage im September 2001 an, sich auf jeden Fall ausreichend 
informiert zu fühlen
4. 
Wie kommt es zu diesem Gefühl von Mangel an Informationen bei gleich-
zeitigem Informationsüberfluss? Im folgenden sollen anhand von sechs 
Punkten mögliche Erklärungen dargelegt werden. Zum ersten ist zu beo-
bachten, dass das Informationsangebot nicht der Informationsnachfrage 
entspricht. Zweitens muss die mediale Berichterstattung zum EU-
Beitrittsprozess kritisch hinterfragt werden. Des weiteren scheint sich die 
politische Elite und insbesondere die gewählten Volksvertreter der Verant-
wortung, die Beitrittspolitik zu vermitteln, zu entziehen. Dies ist bedingt 
durch den vierten Punkt, ein Legitimationsdefizit, das durch die besondere 
Konstellation der Übernahme des acquis communautaire und den damit 
verbundenen eingeschränkten Verhandlungsspielraum entstanden ist. Der 
fünfte Punkt widmet sich den post-kommunistischen innenpolitischen 
Rahmenbedingungen und der Personifizierung in der tschechischen Politik. 
Zuletzt wird die Bedeutung der wiederentbrannten Diskussion um die Dek-
rete des Präsidenten Edvard Beneš für die öffentliche Wahrnehmung des 
EU-Beitritts untersucht. 
Es werden also, erstens, nichtgestellte Fragen beantwortet und gestellte 
Fragen bleiben unbeantwortet. Die meisten der EU-relevanten Informati-
onsstellen waren bisher darauf ausgerichtet, vorwiegend über den Aufbau 
und die Aufgaben der Europäischen Institutionen aufzuklären, EU-Policies 
zu vermitteln oder auf die Notwendigkeit der Umsetzung des acquis com-
munautaire hinzuweisen. Dies sind wichtige Informationen, die weiterge-
geben werden müssen, allerdings interessieren sie nur diejenigen, die von 
sich aus danach fragen.  Das gilt auch für Informationen über die Beantra-
gung von Fördergeldern der EU, die Vorbereitung von Studienaufenthalten 
oder die Einsicht in EU-Dokumente. Umfragen haben ergeben, dass das 
gros der Bürger auch nicht an dem Verlauf der Verhandlungen und an der 
 
4 Auf die Frage „ Finden Sie, dass sie über den Beitrittsprozess ausreichend informiert sind?“ antworteten 
3% auf jeden Fall, 26% eher schon, 38% eher nicht, 23% auf keinen Fall. Von den verbleibenden 10% 
ohne Antwort, gaben 50% an, sich für den EU-Beitritt überhaupt nicht zu interessieren.  Umfrage des 
Centrums für Meinungsumfragen (CVVM), November 2001 („Die Bürger und Informationen über die 
Europäische Union“). 
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Anzahl abgeschlossener Kapitel interessiert ist.
5 Die Fragen der großen 
Mehrheit der Bevölkerung lauten: Wie viel werden meine Brötchen kosten? 
Werden die Preise steigen? Wird meine Rente sinken? Wird meine Firma 
konkurrenzfähig sein? Hinzukommen Fragen wie: Werden wir Mitglieder 
zweiter Klasse sein? Wird unser Land von Deutschen aufgekauft werden? 
Verliert Tschechien seine Souveränität? Gestern Moskau, morgen Brüssel? 
Während Fragen nach dem Souveränitätsverlust oder der Qualität der Mit-
gliedschaft einfacher zu beantworten sind, müssen Antworten auf Fragen 
nach dem Preis-, Renten- oder Lohnniveau, der Konkurrenzfähigkeit oder 
der generellen wirtschaftlichen Entwicklung meist im Nebel bleiben. Dies 
liegt zum einen daran, dass die Regelungsinstrumente teilweise in der 
Kompetenz der zukünftigen Beitrittsländer bleiben, zum anderen daran, 
dass die Veränderungen von Faktoren abhängen, die heute noch nicht abzu-
schätzen sind. Ein Beispiel für letzteres sind die zahlreichen Studien, die 
sowohl in den Kandidatenländern als auch in den Mitgliedsländern zur 
möglichen Migration von Arbeitnehmern angefertigt wurden. Während die 
einen nach dem Beitritt mit einer Flut von Arbeitnehmern aus Tschechien 
und Polen in Richtung Deutschland und Österreich rechnen, kommen ande-
re zu dem Ergebnis, dass die Sesshaftigkeit der Bevölkerung der Kandida-
tenländer stärker wirkt, als die Anziehungskraft der möglichen höheren 
Verdienstmöglichkeiten und eine signifikante Arbeitsmigration somit aus-
bleibt. 
Auch der Vergleich mit früheren Erweiterungswellen der Europäischen U-
nion hinkt oft, da damals die EU eine andere war, die Anzahl der Beitritts-
länder geringer und vor allem, die Voraussetzungen in den Kandidatenstaa-
ten andere waren. Dennoch sind Vergleiche für die tschechische Bevölke-
rung interessant. Es wird gefragt, wie etwa Irland von der EU profitieren 
konnte und welche gesetzlichen Rahmenbedingungen geschaffen werden 
mussten, um die Möglichkeiten in der EU – insbesondere die Finanzmittel 
–  erfolgreich einzusetzen. Interessant erscheint den tschechischen Bürgern 
 
5 Bei einer Umfrage von CVVM im November 2001  interessierten 47,8% der Befragten hauptsächlich 
ihre persönliche Entwicklung, weitere 12,8% führten die Wirtschaft an, 8,3% die Finanzierung des Bei-
tritts, 7,5% gaben an, sich für alles zu interessieren und 3% für nichts. 7,5% gaben keine Antwort, die 
restlichen 13,1% gaben andere Antworten (Beitrittsdatum, Quoten in der Landwirtschaft ect.). 
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auch, wie die Niederlande als ein kleiner Nachbar Deutschlands nicht nur 
historische Belastungen überkommen und seine Identität bewahren konn-
ten, sondern sich auch, dank der Gleichstellung im Rat, als vollwertiges 
Mitglied neben Deutschland zu behaupten lernte. 
Eine zweite mögliche Erklärung für das dominante Gefühl der Uninfor-
miertheit der tschechischen Bürger ist die Medienberichterstattung. Me-
dien, insbesondere die Massenmedien, sind die wichtigsten und effektivs-
ten Informationsträger im politischen Diskurs. Oft wird von tschechischen 
politischen Eliten beklagt, dass die Medien zu wenig und zu schlecht über 
„die EU“ berichten. Es ist richtig, dass die Diskussion in den Medien bis 
1999 mager war. Und wenn es sie gab, entwickelte sie sich meist im Rah-
men der verschiedenen „Zollkriege“, die die Tschechen in der zweiten 
Hälfte der neunziger Jahre mit der EU führten. Diese Information stellten 
die EU in äußerst negatives Licht. Getopt wurde die Debatte von neo-
liberalen Erklärungen des damaligen Ministerpräsidenten Václav Klaus, 
der den Tschechen vorgaukelte, dass es möglich sei, nur dem Wirtschafts-
raum der EU beizutreten und auf die politische Integration zu verzichten. 
Er betonte, dass dies im Falle Tschechiens so geschehen würde
6.  
Mit dem Beginn der Beitrittsverhandlungen im Jahre 1999 hat sich die Be-
richterstattung sowohl qualitativ als auch quantitativ erhöht. Die Journalis-
ten haben Erfahrung gesammelt und immer mehr Medien gönnen sich den 
„Luxus“ eines eigenen Korrespondenten in Brüssel – wobei die Anzahl der 
inzwischen sechs in Brüssel akkreditierten tschechischen Journalisten
7 im 
Vergleich zu den ungarischen oder sogar estnischen beispielsweise nur ein 
Bruchteil beträgt.  
Die Berichterstattung aus Brüssel, so notwendig sie ist, bezieht sich jedoch 
wieder hauptsächlich auf Fragen des Verhandlungsprozesses, also die Höhe 
möglicher Übergangfristen, die Blockaden einzelner Länder in bestimmten 
Kapitel oder die Forderungen der tschechischen Delegation. Wie oben dar-
gelegt, betreffen die Fragen der Bürger allerdings vor allem die Verände-
 
6 Václav Klaus, Die Tschechische Republik und die Integration Europas, in: Europäische Rundschau 
3/94, S.4. 
7 Drei Tageszeitungen, das öffentlich-rechtliche Fernsehen CT und zwei Vertreter für die Nachrichten-
agentur ctk. 
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rungen in ihren individuellen Lebensumständen. Erst wenn diese sozialen 
Fragen beantwortet werden, wird sich der Bürger informiert fühlen. Dieser 
Tatsache wird seit 2001 von wichtigen Medien zunehmend Rechnung ge-
tragen. 
Der private Fernsehsender NOVA wird gemeinhin als euroskeptisch be-
zeichnet. Diese Einstellung ist sicherlich nicht völlig von der Hand zu wei-
sen, da der Besitzer des Senders als ODS-nah
8 gilt und sich seit Jahren ge-
gen die EU-Quoten hinsichtlich europäischer Filme wehrt, da sein Sender 
bisher überwiegend amerikanische Soaps und Actionfilme zeigt. Einschalt-
quoten entscheiden darüber, was in dem kommerziellen Sender über die 
Bildschirme flimmert. Und dank dieser Voraussetzung zeigt sich zuneh-
mend, dass Informationen, die das Individuum betreffen, entsprechend der 
oben erwähnten Fragen, von NOVA aufgegriffen werden, selbst wenn sie 
pro-EU sind. Ein Beispiel soll diese Beobachtung verdeutlichen: NOVA 
berichtete im März 2002 in den Sieben-Uhr-Nachrichten, dass die EU die 
Größe von Bienenhäuschen regulieren werde und filmte eine Sitzung auf-
gebrachter Imker, die sich die Investitionen nicht würden leisten können. 
Die tschechische Presseagentur nahm die Information daraufhin in den Ti-
cker auf und schnell gab es auch Radiobeiträge zum Thema. Da sich für die 
Größe von Bienenhäuschen jedoch keine rechtliche Grundlage in der EU-
Legislatur findet, dementierten sowohl das tschechische Landwirtschafts-
ministerium als auch die Delegation der EU-Kommission die Berichte. 
NOVA sendete daraufhin eine Richtigstellung, in der zwar nicht die 
schlechte Recherchearbeit des Senders zugegeben, sondern die Naivität der 
Imker hervorgehoben wurde, die Berichterstattung besaß jedoch durchweg 
pro-europäischen Charakter und rückte die EU in ein positives Licht.  
Diese kleine Anekdote beweist keine grundsätzliche Änderung in der Be-
richterstattung der Medien – weg von trockenen Verhandlungsergebnissen 
hin zu den Auswirkungen des EU-Beitritts auf den Einzelnen, aber die 
Entwicklung einer zusätzlichen Form der Informationsübermittlung ist 
plausibel.  
 
8 Die ODS (Demokratische Bürgerpartei) ist die Partei des früheren Premierministers Václav Klaus, der 
sich selbst als Eurorealist bezeichnet, sich jedoch wiederholt kritisch zu EU-Fragen geäußert hat und den 
hohen Integrationsgrad der EU kritisiert. 
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Eine faktenbasierte Berichterstattung ist um so wichtiger als das Fernsehen 
nicht nur das meistbenutzte Medium ist, sondern auch dasjenige, in das die 
Bürger durchschnittlich das größte Vertrauen setzen. Dies gilt für die Kan-
didatenstaaten, wie für die Mitgliedstaaten und auch für Tschechien, wo die 
Mediengläubigkeit insgesamt sehr hoch ist. Sie liegt weit über dem Kandi-
datenländerdurchschnitt und noch weiter über dem EU-Durchschnitt. Un-
gefähr drei Viertel der befragten Tschechen schenken dem Fernsehen und 
dem Radio am meisten Glauben. In Mitglieds- sowie Kandiatenländern ist 
die Pressegläubigkeit im Vergleich zu Fernsehen und Radio am niedrigs-
ten. Mit 61% ist sie in Tschechien jedoch vergleichsweise hoch, da sowohl 
der EU-Durchschnitt als auch der Kandidatenländerdurchschnitt unter 50% 
liegt
9. In Tschechien nehmen die Medien in der Wahrnehmung der Infor-
mationsvermittlung zum EU-Beitritt den ersten Platz ein, d. h. neun von 
zehn Tschechen sind der Auffassung, dass zuallererst die Medien die 
Pflicht haben, die Bürger mit dem EU-Beitritt vertraut zu machen. Erst da-
nach folgen Regierungsvertreter, wissenschaftliche Institute, Abgeordnete 
und Senatoren, Parteien und zuletzt der Präsident
10. 
In den tschechischen Medien finden sich immer noch mehr negative als 
positive Berichte und Kommentare zur EU. Diese Tatsache wird – abgese-
hen von der Regel „bad news is good news“ – bedingt durch Spezifika des 
Parteienspektrums. Die Art der EU-Informationen in den Massenmedien 
spiegelt die innenpolitische Positionierung einzelner Parteien, ihre Presse-
strategie und ihre Haltung zur EU wider und schafft auf diese Weise ein 
Gesamtbild. Dies ist der dritte Grund für das Gefühl der Uninformiertheit 
der Bevölkerung. Die Medien scheinen auch deshalb von negativen Nach-
richten zur EU dominiert zu sein, weil die euroskeptische ODS
11 die pro-
fessionellste Pressearbeit leistet und sich deshalb leicht Gehör verschaffen 
kann. Der Parteivorsitzende Václav Klaus hat als einer der wenigen tsche-
chischen Realpolitiker ein ausgeprägtes europapolitisches Profil, auch 
wenn dieses Profil nicht einer gewissen Schizophrenie entbehrt: Während 
er mit Worten gegen die EU wettert, handelte er in den entscheidenden Au-
 
9 EU-Durchschnitt 45%, Kandidaten 42%, Eurobarometer März 2002. 
10 CVVM November 2001: Die Bürger und Informationen über die Europäische Union. 
11 Občanská demokratická strana [Demokratische Bürgerpartei]. 
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genblicken doch im Sinne einer EU-Annäherung. Trotz aller Euroskepsis 
war er es, der im Januar 1996 das Beitrittsgesuch für die Tschechische Re-
publik in Brüssel einreichte. Und ihre Wahlkampfkampagne 2002 eröffnete 
die ODS mit dem Slogan „Die ODS wählt Europa, wen wählen Sie?“. Dass 
unterhalb des Slogans die alten Argumente von der Wahrung des National-
staates und Souveränitätserhalt standen
12, war zweitrangig und verdeutlich-




15 als auch den 
Sozialdemokraten der Wind aus den Segeln genommen, für die eine klare 
Aussage zum EU-Beitritt eines der stärksten Argumente im Wahlkampf 
hatte werden sollte. Den pro-europäischen Parteien blieb nämlich nichts 
anderes, als zu sagen: „Wir auch.“ Und das ist eine magere Wahlaussage.  
In ihrer Haltung zur EU sind die Kommunisten
16 ähnlich kritisch wie die 
ODS, wenn auch die Ursache eine andere ist. Ihre Argumentation ist aller-
dings nicht minder widersprüchlich. Die selbsterklärte neo-liberale ODS 
lehnt das „Sozialprojekt Europa“ ab und fordert eine komplette Liberalisie-
rung des Marktes. Die Kommunisten bleiben Russland zugewandt und eu-
rokritisch (wohl aus falschverstandener Tradition, denn Russland strebt 
heute Marktwirtschaft und Demokratie an und nähert sich sogar Amerika 
immer mehr an. Beides steht klar im Gegensatz zur kommunistischen Ideo-
logie). Die Kommunisten fordern innenpolitisch die Herstellung eines all-
umfassenden Sozialsystems, obwohl doch offensichtlich ist, dass das sozia-
le Netz in der EU wesentlich enger geknüpft ist, als es die Tschechische 
 
12 www.ods.cz, April 2002. 
13 In der Wahlperiode 1998-2002 bildete sich als Reaktion auf das sogenannte Oppositionsabkommen 
zwischen der Minderheitenregierung der Sozialdemokraten und der größten Oppositionspartei ODS, die 
Viererkoalition (4K), bestehend aus vier kleinen Mitte-Rechts-Parteien. Im Februar 2002 zerfiel die 4K. 
Weil sich US und DEU schon vorher zusammen geschlossen hatten, entstand eine “Koalition” aus US-
DEU und KDU-ČSL. Die Bürgerallianz (ODA) wurde selbstständig. 
14 Unie svobody-Demokratická unie [Freiheitsunion-Demokratische Union]. Die US entstandaus der ODS 
nach dem Rücktritt von Václav Klaus im Dezember 1997. 
15 K řestanská demokratická unie-Československá strana lidová [Christlich-demokratische Union-
Tschechoslowakische Volkspartei]. Die Christdemokraten verkörpert die Kontinuität der demokratischen 
Tschechoslowakei der Zwischenkriegszeit. 
16 KSČM, Komunistická strana Čechy a Moravy, [Kommunistische Partei Böhmen und Mährens]. Im 
Gegensatz zu kommunistischen Ländern in anderen Mittel- und Osteuropäischen Ländern hat sich die 
Kommunistische Partei in Tschechien nach 1989 nicht reformiert. Die Reformkräfte wurden 1968 ausge-
schlossen, es entwickelte sich eine monolithische stalinistische Partei, die sich bis zur Sanften Revolution 
kaum weiterentwickelte. Für eine Reform waren in der Partei 1989 deshalb weder die geeigneten Perso-
nen, noch hätte der plötzliche Sinneswandel dem Bürger glaubwürdig vermittelt werden können. 
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Republik in den nächsten Jahren aus eigener Kraft je schaffen könnte. Hin-
sichtlich des EU-Beitritts machen die Kommunisten keine klare Wahlaus-
sage, sondern erheben den Anspruch, ihre Wähler „objektiv“ zu informie-
ren und ihnen somit die Möglichkeit zu einer freien Entscheidung zu ge-
ben. Tatsächlich offenbart diese Haltung den Spagat zwischen den EU-
Gegnern in der Partei und denen, für die die Vorteile des Beitritts doch zu 
überwiegen scheinen oder die sich in der Zukunft zumindest nicht dem 
Vorwurf eines „historischen Fehlers“ ausgesetzt sehen möchten. 
Die Mitte-Rechts-Koalition aus einer Splitterpartei der ODS, der US-DEU, 
und den Christdemokraten (KDU-ČSL) erwies sich in der Informations-
vermittlung zur EU als besonders schwach, obwohl ihre Mitglieder am „eu-
ropositivsten“ sind. Ihre Kampagne „1000 Tage für Europa“ im Jahre 2001 
blieb ohne Folgen. Auch hat die Partei keinen profilierten Europapolitiker, 
der Václav Klaus Paroli bieten könnte. Statt einer klaren Aussage zum EU-
Beitritt hat sich die Partei 2002 ausschließlich innenpolitische Forderungen 
auf ihre Wahlkampffahnen geschrieben, wie die Direktwahl des Präsiden-
ten und sozialpolitische Ansprüche wie die Anhebung des Kindergeldes. 
Die Koalition versuchte diejenigen Wähler zu erreichen, denen die Wirt-
schaftsregulierung der Sozialdemokraten genauso widerstrebt wie die 
„Markwirtschaft ohne Adjektive“ und der „Euro-Realismus“ der ODS. 
Querelen innerhalb der Koalition und personelle Streitigkeiten im Vorfeld 
des Wahlkampfauftakts haben das Profil der Partei jedoch erheblich ver-
wässert. 
Die sozialdemokratische Regierung hat während ihrer vierjährigen Regie-
rungszeit (nach anfänglichen Schwierigkeiten aufgrund des sogenannten 
Oppositionsabkommens mit der ODS) eine integrationsfreundliche Politik 
betrieben und große Fortschritte in der Annäherung Tschechiens an die EU 
erzielt, was aus den Fortschrittsberichten der EU-Kommission von 2000 
und 2001 ersichtlich ist. Dennoch hat die ČSSD
17 weder die mediale Pro-
fessionalität noch die personelle Besetzung um diese Erfolge zu vermitteln. 
Auch ihr fehlt der profilierte Europapolitiker. Die Vermittlung von Ver-
handlungserfolgen oder –misserfolgen wurde, nach der Entlassung des 
 
17 Česká strana socialné demokratická [Tschechische Sozialdemokratische Partei]. Die Sozialdemokraten 
knüpfen wie die Christdemokraten an die 1. Republik an. 
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Quasi-Europaministers Egon Lanskýs im November 1999, dem Verhand-
lungsführer mit der EU, Pavel Telička, überlassen (auch wenn Lanskýs 
Kompetenzen formal auf Außenminister Jan Kavan übertragen wurden). 
Obwohl Beamter, hat Telička im Laufe der sozialdemokratischen Regie-
rungszeit politische Funktionen übernommen. Inzwischen ist er nicht nur 
Verhandlungsführer, sondern auch stellvertretender Außenminister und 
Leiter des Regierungsausschusses für Europäische Integration. In den ande-
ren mitteleuropäischen Kandidatenländern werden diese drei Posten von 
drei „realexistierenden“ Personen besetzt. Indem Telička als Beamter poli-
tische Funktionen übernahm, wurden die Beitrittsverhandlungen zu einer 
Sache des Außenministeriums, für die keiner der Volksvertreter politische 
Verantwortung übernehmen wollte.  
Der vierte Grund für das Gefühl der Uninformiertheit in der tschechischen 
Öffentlichkeit ist deshalb das Legitimationsdefizit, das aus der fehlenden 
Verantwortung entsteht. Denn alle kommunikationsstrategischen Bemü-
hungen von den entsprechenden Abteilungen der Institutionen, sei es dem 
Außenministerium, der Delegation der Europäischen Kommission oder 
einzelner NGOs haben eine verschwindend geringe Wirkung gegenüber 
fundierten Aussagen einzelner Politiker. Fehlen diese Aussagen aufgrund 
innerparteilicher oder innenpolitischer Umstände, fehlt das wichtigste Bin-
deglied in der Vermittlung des Integrationsprozess an den Bürger. Die EU 
ist in den Kandidatenstaaten als politischer Akteur nicht legitimiert. Die 
Übernahme des acquis communautaire wurde mit dem Beitrittsgesuch 
zwar formal anerkannt, dennoch sind dem Bürger die ihn direkt oder indi-
rekt betreffenden Einzelheiten nicht notwendigerweise einleuchtend. Die 
Verhandlungsergebnisse erscheinen oktroyiert und unzusammenhängend. 
Es entsteht ein Gefühl der Ohnmacht. 
Der gewählte Politiker schafft die Basis für politisches Handeln. Durch po-
litische Aussagen und Erklärungen ist er der Einzige im politischen Sys-
tem, der das Legitimationsdefizit ausfüllen könnte. Diese Art von politi-
schem Verantwortungsbewusstsein ist in den vergangenen zwölf Jahren in 
Tschechien nicht entstanden. Es fehlte die Vermittlung des Gedankens, 
dass der Integrationsprozess lediglich die Ergänzung und Fortsetzung eines 
ohnehin notwendigen Transformationsprozesses ist. Die meisten der insti-
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tutionellen, wirtschaftlichen und politischen Reformen hätte die Tschechi-
sche Republik früher oder später durchführen müssen. Die Angleichung an 
den acquis communautaire bot lediglich den Rahmen, der eine Beschleuni-
gung der Umstrukturierungen bewirkte. Diese Aussage ist jedoch – auch 
mit Blick auf die Parlamentswahlen im Juni 2002 in Tschechien – unpopu-
lär und wird deshalb nicht gemacht. Man kann allerdings auch nicht be-
haupten, dass sich die Kandidatenstaaten ein edleres Verhalten hätten ab-
gucken können, denn in den Mitgliedstaaten besteht eine ähnliche Tendenz, 
des Fingerzeigens auf „Brüssel“. 
Hinzu kommt, dass Aussagen, die europapolitische Notwendigkeiten erklä-
ren, den gewählten Politikern eine gehörige Portion politischen Willens 
abverlangten, denn der eingeschränkte Verhandlungsspielraum bei der Ü-
bernahme des acquis gibt auch den Politikern das Gefühl der Machtlosig-
keit. Der Integrationsprozess scheint spätestens seit dem Jahre 2000 zum 
Selbstläufer geworden zu sein, in dem das Zugeständnis einer längeren o-
der kürzeren Übergangsfrist – je nach Interesse – das höchste der Verhand-
lungsgefühle sein konnten. 
Wenn jedoch bei den Volksvertretern aus den genannten Gründen nur eine 
geringe Identifikation mit dem Integrationsprozess stattfindet, so entbindet 
sie dies dennoch nicht von der Pflicht, die Wähler über die Auswirkungen 
des EU-Beitritts aufzuklären. Dieser Pflicht kommen die Politiker nicht 
nach, weil sie über die Folgen des Beitritts selbst wenig informiert sind. 
Eine überbetonte Innenschau scheint ein Charakteristikum von Transforma-
tionsländern zu sein. Da die Innenschau den Blick auf das „große Ganze“ 
versperrt, ist dies ein fünfter Grund für das Gefühl des Informationsman-
gels in der breiten Bevölkerung. In Tschechien gibt es dabei zwei Ebenen: 
die politische Ebene des Tagesgeschehens, des Parteiengerangels oder auch 
der innenpolitischen Affären und die historische Ebene, auf der die Tsche-
chen ihre eigene Geschichte aufarbeiten. Die Ebene des politischen Tages-
geschehens ist nur all zu oft gekennzeichnet durch Unsachlichkeit. Die Ta-
geszeitungen sind voll von kleinen Intrigen und faux-pas namhafter Politi-
ker anstatt sich mit Sachthemen auseinanderzusetzen. Und auch die Spit-
zenpolitiker untereinander liefern sich Gefechte, die weit entfernt sind von 
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Sachpolitik. Ein Beispiel par excellence ist das Verhältnis zwischen ODS-
Chef Václav Klaus und Präsident Václav Havel. Während sie 1989 ge-
meinsam im Rahmen des Bürgerforums die Sanfte Revolution voranbrach-
ten, fochten sie in den folgenden 13 Jahren persönliche Differenzen in der 
Öffentlichkeit aus, die sich insbesondre seit 1995 stetig intensivieren. „Der 
Präsident in einer scharfen Auseinandersetzung mit dem ODS-Chef Klaus“, 
lautete beispielsweise die Überschrift in der größten tschechischen Tages-
zeitung, Mladá fronta Dnes im April 2002. Klaus hatte zuvor in der ehe-
mals kommunistischen Tageszeitung Právo geäußert, dass die erste Dame 
des Landes, Havels zweite Frau Dagmar, besser ihre Karriere als Schau-
spielerin fortgesetzt hätte, als sich „aus heiterem Himmel in charitativen 
Angelegenheiten zu engagieren“. Havel antwortete darauf: „Lassen Sie 
meine Familie in Ruhe“.
18 Der Dialog endete damit, dass Klaus Präsident 
Havel als „paranoid“ bezeichnete
19. Trotz derartiger Lappalien, die öffent-
lich breitgetreten werden, geht der Trend allerdings in die richtige Richtung 
und die Quantität der Sachthemendebatten hat zugenommen. Im Jahre 2000 
kam es zum Beispiel zu einer Steigerung der EU-Berichterstattung in den 
Massenmedien von 14%
20. 
Die Personifizierung der Politik ist nicht so sehr eine Folge der Transfor-
mationsländer, sondern bedingt durch die Größe des Landes. In einem 10-
Millionen-Staat wie der Tschechischen Republik ist die Elite schnell defi-
niert. Bestimmte politische Positionen hängen oft an Einzelnen, verlassen 
sie die Politik, fehlt mit ihnen „die andere Seite der Medaille“. Wer eine 
Position einmal besetzt, gibt sie nicht so schnell wieder her, oft auch des-
halb, weil der Druck von außen fehlt. 
Die heutige politische Elite kam 1989 plötzlich an die Macht. Es fehlte ihr 
die Erfahrung der Basisarbeit, die zu Teamfähigkeit und zu parteiübergrei-
fenden, pragmatischen Lösungen zwingt. Nur weil diese Erfahrung fehlt, 
kann sich die Parteispitze einer der beiden größten Parteien des Landes und 
in allen EU-Kandidatenländern die einzige nach 1989 gegründete Partei 
 
18 Mladá fronta Dnes, 3. April 2002, S. A2. 
19 Právo, 9. April 2002, S. 2. (Agenturmeldung). 
20 Dies ist das Ergebnis einer Studie des tschechischen Außenministeriums, die 1999/2000 von einem 
Konsortium der Meinungsforschungsinstitute Sofres Factum und STEM durchgeführt wurde. 
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den Luxus eines Euro-Skeptizismus, oder euphemistisch Euro-Realismus, 
leisten. Die ODS-Politiker an der Basis, in den Regional- und Kommunal-
verwaltungen, erfahren längst die finanziellen Vorzüge der EU-
Vorbeitrittsphase, die ihnen ermöglichen unabhängig von der Regierung, 
Gelder für regionale und lokale Projekte aus EU-Töpfen zu schöpfen. Auf 
diese Weise sind die meisten ODS Lokalpolitiker von lautstarker EU-
Kritik, wie sie Klaus praktiziert, abgekommen. 
Jenseits parteipolitischer und medialer Strukturen gibt es noch einen histo-
rischen Grund für die EU-Zurückhaltung in der Bevölkerung, dessen Di-
mension erst im Frühjahr 2002 deutlich wurde. Die Diskussion um die 
Handhabung der Dekrete, die während des Zweiten Weltkrieges und kurz 
nach dem Krieg von der Exilregierung des Präsidenten Edvard Beneš ver-
abschiedet wurden. Die Lobby, die die Interessen der heute in Deutschland 
und Österreich lebenden Sudetendeutschen vertritt, fordert von der Tsche-
chischen Republik, die Dekrete aus der tschechischen Gesetzgebung zu 
streichen. Die Dekrete bildeten die Grundlage, auf der die große Mehrheit 
der Deutschen nach dem Zweiten Weltkrieg enteignet und aufgrund derer 
ihr die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft aberkannt wurde. Während 
die Forderung der Aufhebung der Dekrete in der Tschechischen Republik 
als Angriff auf die Bemühungen der Tschechoslowakei  gegen den Natio-
nalsozialismus zu kämpfen und auf die tschechoslowakische Staatlichkeit 
betrachtet wird, betrachtet die sudetendeutsche Lobby diese Frage als not-
wendige Folge des Aufarbeitungsprozesses der Vertreibung und ist deshalb 
bemüht, sie im Beitrittsprozess zum Verhandlungsthema zu machen. Die 
Lösung der Spannungen über die Dekrete des Präsidenten Edvard Beneš 
wurde bis 2002 von allen Beteiligten, also Tschechien, Deutschland, Öster-
reich und der Europäischen Union als bilaterale deutsch-tschechische An-
gelegenheit betrachtet und es bestand kein Junktim hinsichtlich des EU-
Beitritts. Die Verknüpfung der sogenannten „Beneš-Dekrete“ mit dem EU-
Beitritt durch den österreichischen Bundeskanzler Wolfgang Schüssel als 
Sprachrohr des Kärntner Landeshauptmanns Jörg Haider, den tschechi-
schen Premierminister Milos Zeman und den Chef des Unterhauses, Václav 
Klaus, sowie die blinde Übernahme der sudetendeutschen Position durch 
die sozialdemokratisch-grüne deutsche Regierung und den Auswärtigen-
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ausschuss des Europäischen Parlaments im Februar 2002 verlieh der Debat-
te um den EU-Beitritt eine neue Dimension. Obwohl die Europäische 
Kommission ein Junktim weiterhin ausschloßt, wie Erweiterungskommis-
sar Günther Verheugen bei seinem Prag-Besuch im April 2002 wieder be-
tonte, reduzierte sich das Problem in den Köpfen der überwiegenden Mehr-
heit der Tschechen auf die Wahl: entweder EU-Beitritt oder Aufhebung der 
(drei bis fünf betroffenen) Dekrete und damit Unsicherheit hinsichtlich der 
Restitutionsforderungen, die diese Aufhebung scheinbar nach sich ziehen 
könnte. Mit der Begründung, die nationalen Interessen des tschechischen 
Staates zu wahren, setzten sich sowohl die Sozialdemokraten als auch die 
ODS lautstark für den Erhalt der Dekrete ein und projektierten in der Öf-
fentlichkeit dieses Entweder-Oder. Die einzige Partei, die ihrem Programm 
nach andere Aussagen hätte machen können, war die US-DEU/KDU-ČSL-
Koalition. Da ihre Position jedoch unpopulär war und der Partei aufgrund 
innerparteilicher Querelen ohnehin Wähler abwanderten, schwieg sie lie-
ber. Dies führte dazu, dass selbst Intellektuelle und Teile der politischen 
Elite, die bis dahin für den EU-Beitritt und vor allem eindeutige Gegner der 
ODS und von Václav Klaus waren, mit einem mal ihr „Ja“ zum Beitritt in 
Frage stellten. Sie begründeten ihre Zweifel damit, dass sie keiner Union 
beitreten wollten, die die individuellen Ansprüche einer Lobbyistengruppe 
unter den Vorzeichen der Moral übernimmt, ohne den historischen Kontext 
zu beachten und vor allem die Motive und familiären Hintergründe der ein-
zelnen Lobbyisten mit derselben moralischen Latte zu messen. 
Es fehlte die politische Stimme, die erklärte, dass die Sicherheit der Natio-
nalstaaten und insbesondere der kleineren Staaten ein wichtiges Ziel der 
Europäische Union ist, dass die Verhinderung einer erneuten Hegemonie 
Deutschlands in Europa eines der Hauptmotive für die Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaften war und es somit in der EU heute undenkbar ist, 
dass ein Staat die Konstruktion eines anderen Mitgliedstaates in Frage 
stellt. Es fehlte auch die Stimme, die erklärte, dass ein Resolutionsvor-
schlag von Teilen des Auswärtigen Ausschusses der Europäischen Parla-
ments, wie er im März 2002 vorbereitet wurde, nur möglich war, weil die 
Tschechen eben noch kein Mitspracherecht im Parlament hatten.  
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Die tschechische Bevölkerung und teilweise auch die politische Elite neig-
ten auch in der Vergangenheit dazu, sachlich von einander unabhängige 
Themen mit einander zu verknüpfen. Am deutlichsten wurde dies, als un-
mittelbar nach ihrem NATO-Beitritt
21 im Frühjahr 1999 tschechische 
Truppen in das Kosovo entsandt wurden. Unter anderem aufgrund slawi-
scher Affinität mit den Serben, war die überwiegende Mehrzahl der Tsche-
chen gegen eine Beteiligung Tschechiens am Kosovokrieg. In den Köpfen 
der Menschen kam es zu einer Verknüpfung zwischen NATO-
Mitgliedschaft und EU-Beitritt und so sank die Unterstützung für den EU-
Beitritt im Mai 1999 auf ein historisches Tief von 35 Prozent
22. Schon da-
mals gab es keine Partei und keinen Politiker, der der breiten Öffentlichkeit 
die tatsächlichen Zusammenhänge erklärte. 
Auf der historischen Ebene gibt es noch einen weiteren Grund für die 
tschechische Eurozurückhaltung, das sogenannte „München-Trauma“. Die 
Entscheidung der Alliierten im Jahre 1938, mit dem Münchner Abkommen 
den tschechoslowakischen Staat an das nationalsozialistische Deutschland 
auszuliefern, betrachten die Tschechen bis heute als den schwärzesten Au-
genblick ihrer Geschichte. Der Gedanke daran ist geprägt von dem Gefühl 
der Ohnmacht und Wehrlosigkeit. Indem Institutionen der Europäischen 
Union, in denen die Tschechische Republik bis zum Beitritt kein Mitspra-
cherecht hat, versuchen, die sensitive Frage der sogenannten Beneš-
Dekrete zu lösen, entsteht das selbe Gefühl von „o nás, bez nás“ – „über 
uns, ohne uns“. Brüssel reiht sich in der Wahrnehmung der Bevölkerung 
damit nahtlos in die historischen Erfahrungen von Wien – Berlin – Moskau 
ein. 
Dennoch: 
Im Herbst 2002 sollen die Verhandlungen zum EU-Beitritt abgeschlossen 
sein. Falls die Tschechen bis dahin ein Referendumsgesetz verabschiedet 
haben werden, wird der paraphte Vertrag im Herbst 2003 der Bevölkerung 
zur Abstimmung vorgelegt. Dass eine Zustimmung zu EU-Verträgen keine 
 
21 Im Unterschied zu Ungarn hielt Tschechien 1998 kein Referendum zum NATO-Beitritt ab. Zur Zeit 
des Beitritts unterstützten nach Umfragen von Sofres Factum vom Februar 1999 nicht einmal die Hälfte 
(46%) aller befragten Tschechen den NATO-Beitritt. 
22 Umfrage des Instituts für öffentliche Meinung, IVVM, Mai 1999.  
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Selbstverständlichkeit ist, wurde sowohl 1995 am Beispiel Norwegens als 
auch im Herbst 2001 in Irland deutlich. Es lässt sich abschließend sagen, 
dass die Mitgliedschaft in der Europäischen Union für die Tschechische 
Republik, trotz vieler Unsicherheiten und unabsehbarer Folgen des Bei-
tritts, langfristig die einzig sinnvolle politische und wirtschaftliche Perspek-
tive ist und zusätzlich, gemäß den Programmen der im Parlament vertrete-
nen politischen Parteien, im nationalen Interesse Tschechiens liegt. In den 
kommenden zwei Jahren wird es die Aufgabe der politischen Kräfte im 
Lande sein, den Worten Taten folgen zu lassen und der Öffentlichkeit den 
Beitrittsprozess nahe zubringen. Diese Bemühungen müssen mit konkreten 
Informationen der verschiedenen Informationsquellen des Staates und der 
EU unterstützt werden. Dies bedeutet jedoch nicht Propaganda oder Schön-
färberei zu betreiben, denn nur eine offenen Debatte, die im Vorfeld auch 
die möglichen negativen Implikationen hervorhebt, kann einem Absinken 
der Unterstützung für die EU in der Öffentlichkeit nach dem Beitritt vor-
beugen.  
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